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LetzteWoche diskutierte der
Grosse Rat über die mögliche
Reduktion des Basler Regie­
rungsrates. Diese Idee tauchte
in der Vergangenheit immer
wieder auf und verfestigte sich
vor allem auch durch das
Regierungspräsidium, dessen
Rolle und Bedeutung infrage
gestellt wurde. Guy Morin und
vor allem Elisabeth Ackermann
taten herzlich wenig, um der
Bevölkerung und dem Parla­
ment klarzumachen, weshalb
es einen Regierungspräsiden­
ten oder eine Regierungspräsi­
dentin überhaupt braucht.

Die abgewählte Regierungs­
präsidentin verschanzte sich
am liebsten im Rathaus und
versuchte als eine ihrer seltenen
eigenen Ideen die weibliche
Doppelbesetzung an der Spitze
des Kulturressorts als «Top Sha­
ring» zu verkaufen. Mittlerweile
hat sich die Idee selbst erledigt.
Und GuyMorin litt ganz offen­
sichtlich darunter, dass er in der

Öffentlichkeit und sogar im
Regierungskollegium in erster
Linie als Grussaugust angese­
hen wurde. Die Aufgabe des
Basler Regierungspräsidenten
bestand in der Vergangenheit
darin, den Stadtkanton mehr
schlecht als recht nach aussen
hin zu repräsentieren. Eigent­
liche Machtbefugnisse hat er
kaum, da die Mittel im ange­
hängten Kulturressort mehr
oderweniger gebunden sind.

Der neue Regierungspräsident
Beat Jans versteht seine Rolle
offenbar ganz anders und
schreckt damit bereits wieder
gewisse Kreise auf. Schon im
Vorfeld seinerWahl hatte der
SP-Politiker für Diskussionen
gesorgt, weil er das Amt
für Umwelt und Energie ins
Präsidialdepartement um­
siedeln und diesem damit
mehr Gewicht geben will.

Im Gegensatz zu seinem gleich­
falls neu gewählten Kollegen

Kaspar Sutter und den beiden
Neu-Regierungsrätinnen
Stefanie Eymann und Esther
Keller verschrieb er sich keine
100-Tage-Schonfrist, sondern
nahm zu aktuellen Themen
sofort Stellung. Ebenfalls
scheute er sich nicht davor,
auch mal in den Garten des
Nachbarn zu treten, etwa wenn
er nach Partyexzessen im
Hafen sofortige Kontrollmass­
nahmen anordnete und dabei
die Sicherheitsdirektorin kurz
vor den Kopf stiess.

In der jüngsten Ausgabe der
Zeitschrift «Regio aktuell» lässt
sich Beat Jans nicht nur staats­
männisch in Anzug und
Krawatte vor dem Rathaus
ablichten, sondern auch beim
Joggen am Rheinufer oder beim
Schlagzeugspielen. So hat man
weder Morin noch Ackermann
je gesehen. Politisch macht er
wegen des Streits um die
Einfuhr von badischem
Gemüse mit Bundesrat Ueli

Maurer auch in Bern von sich
reden. In der Kultur will er ein
neues Musikfestival initiieren
und damit Basel nicht nur als
Museums- sondern auch als
Musikstadt etablieren. Ein
Aufatmen ist auch aus seinem
Umfeld zu vernehmen.

Unter Elisabeth Ackermann
wagte kaum jemand, sich zu
irgendetwas zu äussern. Ihre
Spezialität war das Verteilen
von Maulkörben. Personen
wie der Stadtentwickler Lukas
Ott treten jetzt viel befreiter
und nahbarer auf und können
ihre Aufgaben so besser
kommunizieren.

Dass der initiative Regierungs­
präsident damit seine Kollegin­
nen und Kollegen mitunter in
den Hintergrund drängt, liegt
auf der Hand. Gerade aus
bürgerlichen Kreisen kommt
bereits die Kritik auf, Jans
suche zu sehr das Rampenlicht
und wolle jetzt quasi als Chef

der Gesamtregierung wahr­
genommen werden. Dabei sind
die übrigen Mitglieder des
Regierungsrates kompetent
und selbstbewusst genug,
um ihre eigenen Rollen zu
definieren. Und schliesslich
kann ein wenig Konkurrenz­
kampf innerhalb der Regierung
auch gar nicht schaden. Die
gesuchte Harmonie zwischen
den verschiedenen Partei­
vertreterinnen und -vertretern
hatte manchmal eine lähmende
Wirkung.

Die Frage, ob es in Basel nur
fünf statt sieben Regierungs­
ratssitze braucht, werden die
jetzigen Mitglieder mit ihrem
Engagement und ihrer Aussen­
wirkung beeinflussen können.
Neben dem Regierungs­
präsidiumwurde auch das
Gesundheitsdepartement
infrage gestellt. Durch sein
souveränes Auftreten während
der Pandemie – auch auf
nationaler Ebene – sind die

Stimmen leiser geworden, die
sagen, das Amt von Lukas
Engelberger brauche es nicht
länger in dieser Form. Auch
ihm ist es gelungen, durch eine
jetzt bestens funktionierende
kantonale Impfkampagne das
Vertrauen in ihn und sein
Ressort zu stärken.

Neue Besen kehren gut, heisst
ein bekanntes Sprichwort. Die
kommenden Monate werden
zeigen, ob wirklich ein neuer
Wind in der Basler Regierung
weht oder ob es doch nur ein
laues Lüftchen war. Eines ist
klar: Sieben pointiert auf­
tretende Regierungsmitglieder
könnten den Stadtkanton auch
national viel besser und stärker
positionieren.

Beat Jans will weg vom Grussaugust-Image
Der neue Regierungspräsident definiert seine Rolle anders als die Vorgängerin und der Vorgänger.

Seitenblicke

Thomas Dähler

Mit derKinderbetreuung ausser­
halb der Familie tut sich derKan­
ton Baselland schwer. Das heu­
tige System ist das Resultatmeh­
rerer Volksabstimmungen – mit
demResultat, dass die Kinderbe­
treuung imBaselbiet zu den teu­
ersten der Schweiz zählt. Das hat
kürzlich eine Studie von Swiss
Economics festgehalten, die im
Auftrag der Credit Suisse erstellt
wurde.

Besonders teuer sind Kitas ge­
mäss der Credit-Suisse-Studie
dort, wo sie allein von den Ge­
meinden getragen werden. Das
hat im Baselbiet das Volk so ge­
wollt. Die Baselbieter Kinder­
betreuung stützt sich auf das
«Gesetz über die familienergän­
zende Kinderbetreuung», das im
November 2015 von den Stimm­
berechtigten an der Urne mit
58 Prozent Ja-Stimmen be­
schlossen wurde. Eine Mischfi­
nanzierung durch Kanton und
Gemeindenwar an derUrne drei
Jahre zuvor gescheitert. Auch
zwei FDP-Initiativen für die
freieWahl der Kindertagesstätte
durch die Eltern sind an derUrne
gescheitert.

SPmöchte jetzt mehr
Mit Ausnahme der FDP stellten
sich 2015 alle Parteien hinter die
bis heute gültige Baselbieter Lö­
sung der Kinderbetreuung. In­
zwischen allerdings möchte die
SP mehr: Sie hat eine Volksini­
tiativemit demTitel «Gebühren­
freie Kinderbetreuung für alle»
lanciert. Die früheren Graben­
kämpfe um die familienexterne
Kinderbetreuung lässt allerdings
unschwer erahnen, dass es Gra­
tis-Kitas schwer haben dürften.

Das heutige Baselbieter Sys­
tem nimmtwenig Rücksicht auf
die Anforderungen, die moder­
ne Familienformen und das heu­
tige wirtschaftliche und gesell­

schaftliche Leben stellen. Die
Credit-Suisse-Studie zeigt auf,
dass 11 Prozent der Familienmit
Kindern unter 15 Jahren sich die
Kita-Kosten nicht leistenwollen,
weil sie zu hoch sind. Die un­
genügende Vereinbarkeit von
Familie und Beruf hat demnach
relevante Folgen für die Volks­
wirtschaft.

Die Studie zeigt auf, dass die
Zentralschweiz und Baselland,
Zürich und Solothurn besonders
teuer sind, die Romandie beson­
ders günstig. Für ein Elternpaar
mit zwei Kindern im Vorschul­
alter muss je nach Wohnort mit
bis zu fünfmal höheren Kosten
als im Durchschnitt gerechnet
werden.

Grosse Unterschiede gibt es je
nach EinkommenundVermögen

betroffener Familien. Im schwei­
zerischen Mittel geht hier die
Spannweite von 7700 bis 21’000
Franken pro Kind. Generell ist
eine Übersicht schwierig. Die
Studieweist auf eine grosseViel­
falt in den untersuchtenGemein­
den hin.

Lösung über Gutscheine
Dass der Kanton Baselland seine
im schweizerischen Vergleich
schlechte Regelung der familien­
externen Kinderbetreuung rasch
verbessern kann, istwenigwahr­
scheinlich – trotz schneller
Unterschriftensammlung der SP.
Die breite Auseinandersetzung
in den Jahren 2011 bis 2015, die
zum heutigen System geführt
hat, ist ein schlechtes Omen.Vor
allem im ländlichenTeil des Kan­
tons wollten die Gemeinden da­
ran festhalten, dass die Kinder­
betreuung allein in ihrem Ein­
flussbereich bleibt. Sie setzten
sich an der Urne durch.

Auch das von den Freisinni­
gen unter dem Lead der damali­
gen LandrätinMonica Gschwind
favorisierte System einer sub­
jektorientierten Subventionie­
rung über Gutscheine scheiter­
te. Das heutige System nahm
2015 als Gegenvorschlag zu den
FDP-Initiativen die Hürde der
Volksabstimmung.Es ermöglicht
sowohl eine Lösung über Gut­
scheine als auch über eine ob­
jektorientierte Direktsubventio­
nierung derKita. Die Gemeinden
müssen den Bedarf erheben,
wenn nötig ein Angebot schaf­
fen oder die Finanzierung an­
derswo erleichtern –mehrnicht.

Der Spielraum der Gemein­
den ist je nach finanzieller Situ­
ation der Familien, die einAnge­
bot inAnspruch nehmenwollen,
gross. Die Folgen gemäss der
Credit-Suisse-Studie: zu wenig
und zu teure Kitas – und dervor­
letzte Platz des Baselbiets unter
den 26 Kantonen.

Die Kitas der Gemeinden sind zu teuer
Tagesstätten im Baselbiet Der Kanton Baselland überlässt die Finanzierung der Kitas den Gemeinden.
Das führt an vielen Orten zu vergleichsweise teuren Plätzen.

Diese Kinder werden in der Kita betreut – für viele ist das im Baselbiet wegen der hohen Kosten nicht möglich. Foto: Anna-Tia Buss
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Kinderbetreuungskosten 2021* (inkl. Verpflegung) nach Berücksichtigung allfälliger Subventionen.
Indexiert, Durchschnitt Schweiz = 0
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In welchen Kantonen die Kita-Kosten über und unter dem Schweizer Durchschnitt liegen
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Durchschnitt Schweiz

* Aggregierte Daten über alle Gemeinden und verschiedene Einkommens-, Vermögenstypen
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